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Es gilt das gesprochene Wort!

1. Einstieg
Liebe Genossinnen und Genossen,

wie sich die Zeiten doch ändern.

Vor einigen Jahren wurde mancherorts vorausgesagt, der Gesellschaft gehe die Arbeit aus.

Einige haben sich den Kopf darüber zerbrochen, dass in einer Gesellschaft ohne Erwerbsarbeit auch Gewerkschaften nicht mehr gebraucht werden.

Wie sich immer mehr herausstellt, waren viele dieser Gedanken ganz umsonst.

Die Arbeit ist uns nicht ausgegangen.

Heute heißt es „Vorfahrt für Arbeit“ und einige ergänzen noch den zynischen Satz: „Sozial ist, was Arbeit schafft“.

Wir erleben heute, dass die Neoliberalen das Thema „Arbeit“ für sich und ihre Zwecke besetzen konnten.

Sie sagen „Vorfahrt für Arbeit“, doch sie meinen arbeiten rund um die Uhr und das zu Hungerlöhnen.

Millionen Menschen arbeiten heute im Niedriglohnsektor.

Und noch immer plagt uns die Massenarbeitslosigkeit.


Damit dürfen wir uns nicht abfinden. 

Liebe Genossinnen und Genossen,

Ihr habt mich eingeladen, um mit Euch über „gewerkschaftliche Alternativen für eine solidarische Politik“ zu diskutieren.

Aus meiner Sicht müssen solidarische Reformen immer aus der Sicht der abhängig Beschäftigten betrachtet werden.

Es muss um die Frage gehen, wie gute und sinnvolle Arbeit aussehen kann.

Wir sollten uns an unsere Wurzeln erinnern.

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts waren die damaligen „Lehrlinge“ der Willkür des Lehrherren ausgesetzt. 

Vor mehr als einhundert Jahren trieb die Verzweiflung über seine schlechten Arbeitsbedingungen den jungen Handwerkslehrling Paul Nehring in den Tod. 

Sein Selbstmord rief überall Empörung hervor. 

Doch dabei blieb es nicht.

Der Freitod Paul Nehrings war auch Ausgangspunkt für eine bessere Zukunft.

Die damaligen Lehrlingen brachten die Kraft und Entschlossenheit auf, um sich für eine Verbesserung der eigenen Lebens- und Arbeitsbedingungen einzusetzen.

Sie erkannten, dass sie sich organisieren mussten.

Und genau das geschah: 

Es bildeten sich überall im Land Vereine und Verbände junger Lehrlinge. 

Das war die Geburtsstunde der organisierten Arbeiterjugendbewegung. 

Ohne jeden Zweifel, einige Erfolge konnten seitdem erreicht werden.

Jugendliche können sich gewerkschaftlich organisieren.

Die Ausbildungsvergütungen sind natürlich noch zu niedrig, aber dennoch halbwegs anständig.

Zudem gibt es das allgemeine und freie Wahlrecht, bei Kommunalwahlen können Jugendliche teilweise schon ab 16 Jahren mitentscheiden.

Zugegeben, vieles betrachten wir mittlerweile als selbstverständlich.

Dock keine dieser Verbesserungen ist vom Himmel gefallen. 

Jede Verbesserung musste erstritten und erkämpft werden.

Das verbindet uns und deshalb freue ich mich, heute bei Euch sein zu können.

2. Gewerkschaftliches Handlungsfeld „gute Arbeit für alle.“ 

Liebe Genossinnen und Genossen,

die Gewerkschaften sind die Interessenvertretung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

In erste Linie konzentrieren wir uns auf den Betrieb als Handlungsfeld.

Das bedeutet allerdings nicht, dass wir uns auf den Betrieb beschränken.

Das wäre kurzsichtig.

Ich verstehe Gewerkschaften immer auch als Organisationen, die sich gesellschaftspolitisch einmischen.

Wir sind zwar parteipolitisch unabhängig, aber eben politisch nicht neutral.

Das bedeutet gegen Parolen wie „Vorfahrt für Arbeit“ Stellung zu beziehen.

Glaubt man den Versprechungen der Neoliberalen, stehen den Jugendlichen heute alle Türen offen.

Man muss sich nur anstrengen, so heißt es.

Man muss nur wollen, dann winken goldene Zeiten: 

Eine Geschichte wie aus dem Märchenbuch.

Leider sieht die Realität anders aus.

Vielen Jugendlichen wird schon der Einstieg in die Arbeitswelt verwehrt.

Viel zu viele erleben bereits als Schülerinnen und Schüler, dass ihren Berufswünschen enge Grenzen gesetzt sind.

In keinem anderen Land hängt der schulische und berufliche Erfolg so stark vom sozialen Status der Eltern ab.

Das wussten wir schon früher. 

Durch Pisa haben wir diese Erkenntnis bestätigt bekommen. 

Doch für gleiche Bildungschancen, bei dem der Geldbeutel der Eltern nicht die entscheidende Größe ist, wird in diesem Land immer noch viel zu wenig getan.

Der Weg in eine Berufsausbildung entpuppt sich oft als mühsamer Bewerbungs-Marathon.

Nicht selten schreiben Jugendlichen 50 und mehr Bewerbungen, doch viel zu oft ohne Erfolg!

Wir stellen fest: Immer mehr Arbeitgeber sparen bei der Ausbildung. 

Nur jedes Vierte Unternehmen bildet überhaupt noch aus. 

Das ist nicht nur ein Trauerspiel – das ist ein Skandal! 

Hier wird die gesellschaftliche Verantwortung mit Füßen getreten.

Wir fordern die Arbeitgeber auf, sich nicht länger aus ihrer Verantwortung zu stehlen!

Wir bleiben dabei: Wer nicht ausbildet, muss wenigstens zahlen!

Ich höre manchmal Satz, die Entscheidung ob ausgebildet wird oder nicht, fällt in den Bereich der unternehmerischen Freiheit. 

Die Freiheit, nicht ausbilden zu wollen, darf doch aber nicht zur Unfreiheit der Jugend führen. 

Freiheit ist mehr! Freiheit heißt, ein Recht zu haben auf Bildung, Arbeit und soziale Sicherheit! 

Liebe Genossinnen und Genossen,

mehr als 50.000 junge Menschen sind letztes Jahr ohne Ausbildungsplatz geblieben.

„Ihr werdet nicht gebraucht“ – diese Botschaft haben sie erhalten.

Das kann nicht sein.

Für den Einzelnen ist das vielfach ein Drama – für die Gesellschaft ist es ein Skandal!
Die Erfahrung, dass der Einstieg ins Berufserleben blockiert ist, machen zunehmend auch viele Hochschulabsolventinnen – und absolventen.

Nach den Glückwünschen zum Unidiplom oder zum Masterabschluss stellt sich vielfach Ernüchterung ein.

Nach dem Hörsaal machen heute zu viele die Erfahrung mit einer Kette von Praktika. 

Die Rede ist von der berühmten Generation Praktikum.

Anstelle eines unbefristeten Jobs hangelt man sich heute von Praktikum zu Praktikum.

Damit wir uns nicht falsch verstehen – um die Arbeitswelt kennen zulernen, ist ein Praktikum gar nicht so verkehrt. 

Tatsächlich bleibt es aber oft nicht bei einem Praktikum.

Der Skandal ist, dass viele Unternehmen heute mit Praktikanten kalkulieren.

Die sind hochqualifiziert und billig zu haben.

In der Hoffnung auf einen festen Arbeitsvertrag murrt der Praktikant dann auch nicht, wenn es heißt, heute wird wegen des Zeitdrucks beim Projekt mal wieder länger gemacht.

Das kann nicht angehen. 

Wir Gewerkschaften fordern einen Schutz der Praktikanten vor Ausbeutung.

Liebe Genossinnen und Genossen,

die Versprechung der Jugend stehen alle Türen offen, ist leider ein Märchen.

Es ist gutnachvollziehbar, dass auch Hoffnungslosigkeit um sich greift. 

Die jüngste Shell-Studie belegt: 

Zwei Drittel aller Jugendlichen schauen mit Unsicherheit und Angst in die Zukunft.

Diese negative, aber realistische Einschätzung kommt nicht von ungefähr. 

Sie entspricht der Wirklichkeit.

Und ist kein Zufall: 

Die Perspektivlosigkeit ist das Ergebnis einer Wirtschaftslogik, bei der es nur noch um die schnelle Rendite geht.

Liebe Genossinnen und Genossen,

nicht nur der Einstieg in den Job ist ein Problem.

Überstunden, physische und psychisch belastende Tätigkeiten und ein ständig steigender Leistungsdruck prägen den Arbeitsalltag.

Tag für Tag erlebe ich Beispiele, bei denen ganze Belegschaften regelrecht erpresst werden.

Sie werden vor die Alternative gestellt:

Entweder Löhne runter und Arbeitszeiten rauf – andernfalls wird die Fabrik geschlossen.

Erpressungsversuche und die Angst vor Arbeitslosigkeit gehören zur Realität der heutigen Arbeitswelt.

Das müssen wir ändern.

Es geht eben nicht nach dem Grundsatz: „Hauptsache Arbeit - egal wie widerwärtig und niedrig entlohnt sie ist!“

Es muss uns immer um mehr und um bessere Arbeitsplätze gehen.

Liebe Genossinnen und Genossen,
woran liegt es, dass Arbeitnehmer heute erpresst werden?

Finanzinvestoren bestimmen heute vielfach das Wirtschaftsgeschehen. 

Oftmals sind es die Hedge- und Private-Equity-Fonds, die vom Management hohe Renditen verlangen.

Florierende Industrieunternehmen werden regelrecht ausgeplündert.

Die Logik der Fonds heißt: 

Superrenditen und Sonderausschüttungen in extrem kurzer Zeit.

Das geht immer nur auf dem Rücken von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

In der Welt der Manager sind Arbeitnehmer heute bloße Spielfiguren.

Sie sollen beliebig austauschbar sein.

Wir alle haben es leidvoll erfahren: Profitable Arbeitsplätze und sogar ganze Standorte werden geopfert, damit der Aktienkurs stimmt.

Menschliche Schicksale verkommen zur Fußnote in der Welt der Zahlen und Bilanzen.

Denkt an die jetzigen Auseinandersetzungen bei der Telekom. 

Denkt an die Werksschließung bei der AEG in Nürnberg.

Immer geht es darum, dass die Arbeitnehmer die Leidtragenden sein sollen.

So kann keine Gesellschaft auf Dauer funktionieren.

Liebe Genossinnen und Genossen,

man muss sich immer wieder klar machen, was die Neoliberalen vorhaben.

Die Aktionäre sollen alles bekommen und die Arbeitnehmer billig abgespeist werden.

Der Wirtschaft geht es derzeit gut und der Konjunkturmotor läuft.

In den letzten Jahren haben die Unternehmen, besonders in der Metallindustrie, sehr hohe Gewinne eingefahren.

Die Gewinnlage ist ausgesprochen gut.

Der Erfolg der Unternehmen wurden von den Beschäftigten erarbeitet. 

Der Kuchen ist in den letzten Jahren größer geworden.

Nur abgeben wollen die Manager am liebsten nichts mehr.

Die Tarifrunde hat mal wieder deutlich gemacht, trotz hoher Gewinne schenken uns die Arbeitgeber nichts.

Wir haben aber deutlich gemacht, dass wir unseren Teil des Erfolgs haben wollen!

Hunderttausende Kolleginnen und Kollegen haben sich an den Warnstreiks beteiligt und so unser Forderung nach mehr Lohn Nachdruck verliehen.

Das haben die Arbeitgeber dann verstanden.

Uns ist es gelungen, dass die Löhne jetzt wieder anständig steigen.

4,1 Prozent mehr Geld in der Tasche ist ein guter Erfolg für die IG Metall.

Ich will damit sagen, wenn wir entschlossen sind, dann können wir was rausholen und was verändern.

Liebe Genossinnen und Genossen,

diese Entschlossenheit brauchen wir auch.

In den letzten Jahren sind Löhne und gute Arbeitsbedingungen stark unter Druck geraten. 

Mittlerweile arbeiten über sechs Millionen Menschen im Niedriglohnsektor. 

Tendenz eindeutig steigend.

Der Lohn reicht nicht für ein anständiges Leben.

Vielfach heißt es: Geringer Lohn gleich niedrige Qualifizierung und einfache Arbeit. 

Diese Gleichsetzung ist falsch. 

Drei von vier zu Niedriglöhnen beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verfügen über eine abgeschlossene Berufsausbildung. 

Die Ursache für Armutslöhne liegt in dem aus der Balance geratenen Verhältnis zwischen Arbeit und Kapital.

Niedriglöhne sind besonders dort anzutreffen, wo Gewerkschaften und Betriebsräte nur schwach vertreten sind. 

In mehr und mehr Branchen flüchten Arbeitgeber aus tariflichen Regelungen.  

Auch werden mehr und mehr Subunternehmen eingesetzt.

Leiharbeit hat an Bedeutung gewonnen.

Auch die verschärften Zumutbarkeitsbedingungen und Ein-Euro-Jobs haben ihren Anteil an der wachsenden prekären Beschäftigung.

Wir Gewerkschaften müssen uns mehr denn je Armutslöhnen entgegenstellen und Lohndumping bekämpfen.

Diese Hausaufgabe müssen wir meistern.

Liebe Genossinnen und Genossen,

aber auch andere müssen ihre Hausaufgaben machen.

Für gute Löhne braucht es auch die Unterstützung des Gesetzgebers. 

Wir brauchen gesetzliche Mindestlöhne. 

In 20 der 27 Länder der Europäischen Union gibt es gesetzliche Mindestlöhne. 

Auch die als wirtschaftsliberal bekannten USA haben einen.

Wer behauptet, dass Mindestlöhne nur zu vermehrter Arbeitslosigkeit führen, der kennt sich weder in den USA noch in Europa aus. 

Die Erfahrungen mit gesetzlichen Mindestlöhnen sind dort nämlich positiv. 

Wir brauchen den gesetzlichen Mindestlohn – nicht erst in einigen Jahren, sondern jetzt!

Liebe Genossinnen und Genossen,

und dann ist da noch die Idiotie mit der Anhebung des Rentenalters.

Dieses Vorhaben ist gleich aus mehreren Gründen falsch. 

Auch wenn die Zahl der Arbeitslosen jüngst leicht zurückgegangen ist, so sind immer noch vier Millionen Menschen arbeitslos gemeldet. 

Vier Millionen Menschen ohne Arbeit. 

Mit der Rente mit 67 sollen jetzt diejenigen, die eine Arbeit haben, noch länger arbeiten. 

Die Alten sollen am Besten bis zum Umfallen arbeiten und die Jungen stehen arbeitslos auf der Straße.

Die Rente mit 67 ist ein beschäftigungspolitischer Irrsinn!

Wer die Arbeitsbedingungen kennt, der weiß, dass viele Beschäftigte während ihres langen Arbeitslebens ihre Gesundheit eingebüßt haben.

Die Idee bis 67 Jahren zu arbeiten ist fernab der Realität. 

Zwar wird viel über alternsgerechte Arbeitsplätze gesprochen, doch die Realität sieht ganz anders aus.

Leistungsdruck und Arbeitsstress haben stark zugenommen. 

In Wirklichkeit geht es mit der Rente mit 67 um eine Rentenkürzung durch die Hintertür.

Betroffen sind dabei nicht die jetzigen Rentner. Betroffen seid ihr!

Deswegen muss sich was ändern und deswegen müsst ihr Euch einmischen.

3. Solidarische Reformen

Liebe Genossinnen und Genossen,

nur über Fehlentwicklungen zu klagen, reicht nicht. 

Es kommt darauf an, dass wir auch überzeugende Alternativen haben.

Das heißt auch, die Kräfte zu bündeln.

Ihr habt Euch in euren Anträgen vorgenommen, über die Zukunft der Arbeit nachzudenken.

Das ist der richtige Weg. 

Beim bedingungslosen Grundeinkommens habe ich hingegen Zweifel, ob mit einer solchen Diskussion nicht die entscheidenden Fragen aus dem Blick geraten.

Ich bin der Auffassung, dass vier Millionen Arbeitslose einen Arbeitsplatz haben wollen und nicht auf das Grundeinkommen warten. 

Ich möchte einige Punkte benennen, die gewerkschaftliche Alternativen für eine solidarische Politik darstellen.

Die Ausgangslage ist gar nicht so schlecht.

Allen neoliberalen Angriffen zum Trotz, die Menschen in diesem Land sind für eine solidarische Politik und für den Sozialstaat.

Entscheidend ist, dass der Neoliberalismus zwar stark in Talkshows und in den Zeitungen zum Zuge kommt, aber bei den Menschen nicht wirklich akzeptiert wird.

Auf vier Punkte möchte ich eingehen.

A) Finanzmärkte regulieren

Nach der wortreichen Debatte um Heuschrecken braucht es jetzt endlich ein entsprechendes politisches Handeln.

Fast allen ist klar, dass das Streben der Hedge-Fonds nach Superrenditen gesellschaftlich schädlich ist.

Mittlerweile erkennen sogar einige Vertreter der Finanzwirtschaft, dass den Fonds Grenzen gesetzt werden müssen,

Gebraucht werden verbindliche Spielregeln für die Finanzmärkte und ihre Akteure.

Wichtig ist, dass aufgekaufte Unternehmen vor übermäßiger Verschuldung und Ausplünderung geschützt werden.

Es muss Schluss sein mit der steuerlichen Bevorzugung von Private Equity.

Die Rechte der betroffenen Belegschaften müssen gestärkt haben.

Die Finanzmarktstabilität muss Vorrang vor zügelloser Spekulation haben.

Wir werden das Rad der Geschichte in Sachen Private-Equity- und Hedge-Fonds nicht zurück drehen können.

Doch müssen die Fonds an die Leine gelegt werden.

Gerade deshalb muss es jetzt eine effektive Regulierung geben!

Das erwarten wir von der Bundesregierung.

B) Handlungsfähiger Staat

Liebe Genossinnen und Genossen,

nur die Reichen können sich einen armen Staat leisten.

Diese Botschaft haben noch nicht alle verstanden.

Der Staat muss wieder mehr in die Zukunft investieren. 

Drängende Zukunftsaufgaben gibt es genug. 

Denkt an marode Schulen und fehlende Kindergärten.

Denkt auch an verrottete Kanalnetze, aus denen wir unser Wasser beziehen.

Es kann nicht sein, dass die öffentliche Infrastruktur Stück für Stück vor die Hunde geht.

Wenn der Staat mehr investieren soll, muss das finanziert werden.

Dazu passt es nicht, dass die Reichen mit immer größeren Steuergeschenken beglückt werden sollen.

Die Große Koalition arbeitet gerade daran, die Unternehmen erneut um mehrere Milliarden Euro pro Jahr zu entlasten.

Das ist der falsche Weg.

Schließlich sind wir der Meinung, dass Unternehmen künftig stärker als heute an der Finanzierung öffentlicher Aufgaben beteiligt werden sollen.

Die Grundrichtung dieser Politik stimmt nicht: Steuergeschenke für Unternehmen, gleichzeitig werden Verbraucher mit der Mehrwertsteuererhöhung abgezockt.

Ich sage: Die Reichen und Gutverdiener müssen endlich wieder mehr besteuert werden. 

Das ist eine Frage der sozialen Gerechtigkeit in diesem Land.

Es kann nicht sein, dass die Reichen immer reicher und die Armen immer ärmer werden.

C) Klimawandel 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

ob wir wollen oder nicht, wir müssen uns dem Klimawandel stellen.

Als Gewerkschafter sehe ich das als eine riesige Herausforderung für die Industrie.

Die Blick auf die Lohnkosten hat vielen den Blick verstellt.

Der größte Kostenfaktor im verarbeitenden Gewerbe sind die Materialkosten.

Schauen wir einmal zurück.

Von 1960 bis heute hat sich die Arbeitsproduktivität der deutschen Industrie mehr als verdreifacht, bald sogar vervierfacht.

Die Materialproduktivität – also die Ressourcenproduktivität – hat sich im gleichen Zeitraum nur verdoppelt.

Und die Energieproduktivität liegt mit einem Zuwachs von nur 50 Prozent

noch weit zurück.

Jetzt gilt es, die Steigerung der Material- und der Energieeffizienz anzupacken. 

Dies beinhaltet auch Impulse für mehr Beschäftigung.

Vor allem ist dies auch ein Beitrag zum Umwelt- und Klimaschutz.

Es geht uns um einen umweltentlastenden technischen Fortschritt.

Sonne, Wind und Wasser müssen die Energieträger der Zukunft sein.

Wir machen uns stark für regenerative Energien.

D) Soziales Europa

Liebe Genossinnen und Genossen,

der Klimawandel macht nicht an nationalen Grenzen halt.

Nicht nur in Sachen Umweltschutz, auch bei der Besteuerung und beim Sozialstaat brauchen wir mehr europäisches Handeln.

Ich brauche Euch nichts über internationales Denken und Handeln zu erzählen.

Euer internationaler Zusammenschluss in der IUSY (International Socialist Youth) wird dieses Jahr 100 Jahre alt.

Ihr habt schon eine lange Erfahrung damit, über Ländergrenzen hinaus politisch zu handeln.

Auf dieser Erfahrung müssen wir aufbauen.

Wir dürfen uns nicht damit abfinden, dass Globalisierung vor allem mit Standortverlagerungen und Europa mit Bürokratie und Marktliberalisierung in Verbindung gebracht werden.

Der aktuelle Zustand der europäischen Einigung ist alles andere als rosig.

Immer noch dominiert die Vorstellung vom europäischen Markt als Kern des einigen Europas.

Das reicht nicht.

Die Menschen können sich nicht in einen Binnenmarkt verlieben.

Ein neoliberales Europa wird keine Zukunft haben.

Wir müssen uns mit aller Entschlossenheit für ein soziales Europa einsetzen.

5. Schluss

Liebe Genossinnen und Genossen,

Ihr habt Eure Konferenz unter ein gutes Motto gestellt.

Es ist gut, wenn Gewerkschaften und Falken zusammenarbeiten.

Ich weiß, dass heute schon in vielen Orten die Falken und die Gewerkschaftsjugend zusammenarbeiten und kooperieren.

Davon können wir zusammen profitieren.

Ich komme mit meiner Rede jetzt zum Schluss und freue mich auf die Diskussion.

Habt dem Mut zum träumen und zum kämpfen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

Freundschaft! 
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